
Satzung 

§ 1 Firma, Sitz, Geschäftsjahr, Dauer 

(1) Die Gesellschaft führt die Firma 

Deutsche Rohstoff AG. 

(2) Sitz der Gesellschaft ist Mannheim. 

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

(4) Die Gesellschaft ist auf unbestimmte Zeit errichtet. 

§ 2 Unternehmensgegenstand 

(1) Gegenstand des Unternehmens ist die Aufsuchung, Gewinnung und 
Verarbeitung von Rohstoffen, der Handel mit Rohstoffen sowie der 
Erwerb, die Verwaltung und Veräußerung von Beteiligungen an 
Unternehmen im Rohstoffsektor und das Erbringen entsprechender 
Beratungsleistungen für Dritte. In geringem Umfang können auch 
Beteiligungen an Unternehmen aus anderen Sektoren erworben werden. 

(2) Die Gesellschaft ist zu allen Handlungen und Maßnahmen berechtigt, die 
unmittelbar oder mittelbar der Erreichung des Unternehmens-

 

gegenstandes förderlich erscheinen. 

(3)  Die Gesellschaft kann im In- und Ausland Tochtergesellschaften und 
Zweigniederlassungen errichten sowie sich an anderen Unternehmen 
beteiligen oder deren Geschäfte führen. Die Gesellschaft kann 
Unternehmen erwerben oder sie veräußern, sie unter einheitlicher 
Leitung zusammenfassen und Unternehmensverträge im Sinne von §§ 
291, 292 AktG mit ihnen schließen oder sich auf die Verwaltung der 
Beteiligung beschränken. Sie ist berechtigt, ihren Betrieb ganz oder 
teilweise in Beteiligungsunternehmen gleich welcher Rechtsform 
auszugliedern. 

§ 3 Grundkapital 

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt 5.081.747,00 EUR. 
(2) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 09.Juli 2023 das Grundkapital der Gesellschaft um bis zu insgesamt EUR 2.512.861,00 durch ein- oder mehrmalige Ausgabe neuer, auf den Namen lautender Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu 
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erhöhen (genehmigtes Kapital gemäß §§ 202 ff. AktG, Genehmigtes 
Kapital 2018). 

Wird das Grundkapital gegen Bareinlagen erhöht, ist den Aktionären ein 
Bezugsrecht einzuräumen. Sie können auch von einem oder mehreren 
Kreditinstituten oder einem oder mehreren nach § 53 Abs. 1 Satz 1 oder 
§ 53 Abs. 1 Satz 1 oder Abs. 7 des Gesetzes über das Kreditwesen 
tätigen Unternehmen übernommen werden mit der Verpflichtung, sie 
den Aktionären zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe von Aktien gegen Bareinlagen in 
Höhe von bis zu 10 Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens oder - falls dieser Wert geringer ist - im Zeitpunkt der 
Ausübung der vorliegenden Ermächtigung auszuschließen. Bei einem 
solchen Ausschluss des Bezugsrechts darf der Ausgabebetrag der neuen 
Aktien den Börsenkurs nicht wesentlich unterschreiten (§ 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG). Auf die genannte Zehn-Prozent-Grenze sind Aktien sowie 
Rechte, die zum Bezug von Aktien der Gesellschaft berechtigten oder zu 
ihm verpflichten, anzurechnen, die während der Laufzeit des 
Genehmigten Kapitals 2018 bis zur Ausgabe der neuen Aktien unter 
diesem genehmigten Kapital jeweils unter Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre gemäß oder entsprechend § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
ausgegeben oder veräußert werden. 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 
Bezugsrecht der Aktionäre bei Aktienausgabe gegen Sacheinlage zur 
Gewährung von Aktien an der Gesellschaft zum Zwecke des Erwerbs von 
Unternehmen, Unternehmensteilen, Beteiligungen an Unternehmen 
und/oder Rohstofflagerstätten oder sonstiger Vermögensgegenstände 
auszuschließen. 

Der Vorstand wird zudem ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
das Bezugsrecht der Aktionäre bei Aktienausgabe zur Durchführung 
einer sogenannten Wahldividende, bei der den Aktionären angeboten 
wird, ihren Dividendenanspruch wahlweise gegen Sacheinlage gegen 
Gewährung neuer Aktien in die Gesellschaft einzulegen, auszuschließen. 
Weiter wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats 
Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen und das 
Bezugsrecht auch insoweit auszuschließen, wie es erforderlich ist, um 
den Inhaber von bereits zuvor ausgegebenen Schuldverschreibungen 
mit Wandel- oder Optionsrechten bzw. Wandlungspflichten ein 
Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen 
nach Ausübung des Wandel- oder Optionsrechts bzw. im Falle der 
Pflichtwandlung zustehen würde. 

Schließlich wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre bei Ausgabe von Aktien an 
Personen, die in einem Arbeitsverhältnis zu der Gesellschaft oder einem mit ihr verbundenen Unternehmen stehen, sowie an Organmitglieder 
von mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen auszuschließen. 
Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats den 
weiteren Inhalt der Aktienrechte und die weiteren Einzelheiten der 
Durchführung der Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat wird 
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ermächtigt, die Fassung des § 3 der Satzung nach vollständiger oder 
teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals entsprechend 
der jeweiligen Ausnutzung des Genehmigten Kapitals 2018 und - falls das Genehmigte Kapital 2018 bis zum 09. Juli 2023 nicht oder nicht 
vollständig ausgenutzt worden ist - nach Ablauf der Ermächtigungsfrist 
anzupassen. 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 2.000.000,00 durch Ausgabe von bis zu 2.000.000 neuen, auf den Namen lautenden 
nennwertlosen Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2017). Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die 
Inhaber von Options- oder Wandlungsrechten bzw. die zur Wandlung 
Verpflichteten aus Options- oder Wandelanleihen, Genuss-rechten oder 
Gewinnschuldverschreibungen, die von der Gesellschaft oder einer 
Konzerngesellschaft der Gesellschaft im Sinne von § 18 AktG aufgrund der von der Hauptversammlung am 07. Juli 2017 unter 
Tagesordnungspunkt 9 beschlossenen Ermächtigung ausgeben bzw. 
garantiert werden, von ihren Options- bzw. Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung bzw. Optionsausübung 
verpflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung bzw. 
Optionsausübung erfüllen. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses 
jeweils zu bestimmenden Wandlungs- bzw. Optionspreis. 
Die neuen Aktien nehmen von Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie aufgrund der Ausübung von Options- oder Wandlungsrechten bzw. der Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten entstehen, am 
Gewinn teil. Soweit rechtlich zulässig, kann der Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats die Gewinnbeteiligung hiervon und auch von § 60 Abs. 2 AktG abweichend auch für ein bereits abgelaufenes 
Geschäftsjahr festlegen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. 

(4) Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 225.000,00 durch Ausgabe von bis zu Stück 225.000 neuen auf den Namen lautenden 
Stückaktien mit einem auf jede Aktie entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je Aktie bedingt erhöht (Bedingtes 
Kapital 2011/1). Das Bedingte Kapital 2011/ 1  dient ausschließlich der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen an Mitglieder der 
Geschäftsführung der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen im In- und Ausland sowie an Arbeitnehmer der Gesellschaft und ihrer in- und ausländischen verbundenen Unternehmen, die aufgrund der Ermächtigung unter TOP 7 lit. b) der Hauptversammlung vom 22. Juli 2011 bis zum 31.Dezember 2013 von der Gesellschaft ausgegeben 
werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchge-
führt, wie Aktienoptionen ausgegeben werden, die Inhaber der 
ausgegebenen Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt oder hierfür bestehendes 
genehmigtes Kapital ausnutzt. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahrs an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 

(3) 
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Die neuen Aktien werden zu dem in der Ermächtigung unter TOP 7 lit. b) der Hauptversammlung vom 22. lull 2011 festgelegten 
Ausübungspreis und den dort festgelegten sonstigen Konditionen 
ausgegeben. 

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung 
festzulegen. 

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach 
vollständiger oder teilweiser Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung entsprechend zu ändern. 

Das Grundkapital der Gesellschaft ist um bis zu EUR 200.000,00 durch Ausgabe 
von bis zu Stück 200.000 neuen auf den Namen lautenden Stückaktien mit einem 
auf jede Aktie entfallenden anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 1,00 je 
Aktie bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2018). Das Bedingte Kapital 2018 dient 
ausschließlich der Sicherung von Bezugsrechten aus Aktienoptionen, die aufgrund 
der Ermächtigung unter TOP 7 lit. a) der Hauptversammlung vom 10. Juli 2018 bis 
zum 09. Juli 2021 von der Gesellschaft ausgegeben werden. Die bedingte 
Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie Aktienoptionen ausgegeben 
werden, die Inhaber der ausgegebenen Aktienoptionen von ihrem Bezugsrecht auf Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft nicht in Erfüllung 
der Bezugsrechte eigene Aktien gewährt, ein hierfür bestehendes genehmigtes 
Kapital ausnutzt oder Barausgleich gewährt. Die neuen Aktien nehmen vom 
Beginn des Geschäftsjahrs an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung des 
Bezugsrechts noch kein Beschluss der Hauptversammlung über die Verwendung 
des Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil. Die neuen Aktien werden 
zu dem in der Ermächtigung unter TOP 7 lit. a) der Hauptversammlung vom 10. Juli 2018 festgelegten Ausübungspreis und den dort festgelegten sonstigen 
Konditionen ausgegeben. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung festzulegen. Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der 
Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der bedingten 
Kapitalerhöhung entsprechend zu ändern. Entsprechendes gilt im Fall der 
Nichtausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe von Bezugsrechten 
(Aktienoptionen) nach Ablauf des Ermächtigungszeitraums sowie im Fall der 
Nichtausnutzung des Bedingten Kapitals 2018 nach Ablauf der Fristen für die 
Ausübung von Bezugsrechten. 
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Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, die Fassung der Satzung nach vollständiger oder teilweiser Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung entsprechend zu ändern. 

4 Aktien 

(1) 
5.081.747  nennwerdose Stückaktien. Die 

Das Grundkapital ist eingeteilt 
in 

Aktien lauten auf den Namen; dies gilt auch bei Kapitalerhöhungen, falls nichts anderes beschlossen wird. 

(2) Die Form der Aktienurkunden und Gewinnanteil- und Erneuerungsscheine sowie Urkunden über Schuldverschreibungen und Zinsscheine bestimmt der Vorstand. 

(3) Die Verbriefung mehrerer Aktien in einer Globalaktienurkunde ist zulässig Ein Anspruch des Alctionäxs auf Verbriefung seines Anteils oder auf Einzelverbriefimg von Aktien ist ausgeschlossen, soweit dies gesetzlich zulässig und eine Verbriefung nicht nach den Regeln erforderlich ist, die an einer Börse gelten, an der die Aktien zugelassen sind. 

(4) Bei einer Kapitalerhöhung kann die Gewinnbeteiligung neuer Aktien abweichend von § 60 Abs. 2 AktG bestimmt werden. 

§ 5 Vorstand 

(1) Der Vorstand der Gesellschaft besteht aus einer oder mehreren Personen. Die Anzahl der Mitglieder des Vorstandes wird durch den Aufsichtsrat bestimmt. Der Aufsichtsrat kann ein Vorstandsmitglied zum Vorsitzenden oder Sprecher des Vorstandes ernennen. 

(2) Ist nur ein Vorstandsmitglied bestellt, so vertritt dieses die Gesellschaft allein. Sind mehrere Vorstandsmitglieder bestellt, wird die Gesellschaft durch zwei Vorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied in Gemeinschaft mit einem Prokuristen vertreten. 

(3) Der Aufsichtsrat kann einzelnen oder mehreren 
Vorstandsmitgliedern Einzelvertretungsbefugnis erteilen. 

(4) Der Aufsichtsrat, kann einzelnen oder mehreren Vorstandsmitgliedern gestatten, Rechtsgeschäfte mit sich als Vertreter Dritter vorzunehmen. 



(4) Jedes Mitglied des Aufsichtsrats und jedes Ersatzrnitglied kann sein Amt jederzeit mit einer Frist von vier Wochen durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vorstand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats niederlegen. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats — oder im Falle einer Amtsniederlegung durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats der stellvertretende Vorsitzende — kann einer Verkürzung der vorgenannten 
Niederlegungsfrist oder einem Verzicht auf die Wahrung der Niederlegungsfrist zustimmen. Bei Vorliegen eines wichtigen Grundes kann die Niederlegung mit sofortiger Wirkung erfolgen. 
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§ 6 Aufsichtsrat 

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus drei Mitgliedern. 

Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne oder alle von ihr zu wählende Aufsichtsratsmitglieder eine kürzere Amtszeit beschließt, erfolgt die Wahl für die Zeit bis zur Beendigung der Hauptversammlung, die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das vierte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt; das Geschäftsjahr, in dem die Amtszeit beginnt, wird nicht mitgerechnet Wiederwahl, auch mehrfach, ist statthaft. Wird ein Aufsichtsratsmitglied an Stelle eines Aufsichtsratsmitglieds, das vor Ablauf seiner Amtszeit wegfällt, gewählt, so besteht sein Amt für den Rest der Amtszeit des vorzeitig wegfallenden Mitglieds. 

Mit der Wahl eines Aufsichtsratsmitglieds kann gleichzeitig ein Ersatzmitglied gewählt werden, das Mitglied des Aufsichtsrats wird, wenn das betreffende Aufsichtsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit wegfällt. Die Amtszeit des in den Aufsichtsrat nachgerückten Ersatzmitglieds erlischt, wenn ein Nachfolger für das weggefallene Aufsichtsratsmitglied gewählt wird, spätestens jedoch mit Ablauf der Amtszeit des weggefallen Aufsichtsratsrnitglieds. 

(2)  

(3)  

(5) Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden. Die Wahl erfolgt jeweils für die Amtszeit des Gewählten als Mitglied des Aufsichtsrats. Die Wahl erfolgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu wählenden Aufsichtsratsmitglieder gewählt worden sind, in einer ohne besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichtsrat unverzüglich eine Neuwahl für die restliche Amtszeit des A.usgeschiedenen vorzunelunen. 



(6) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden VOM Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden unter Einhaltung einer Frist von mindestens zehn Kalendertagen schriftlich, per Telefax oder E-Mail einberufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einberufung und der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet. In dringenden Fällen kann die Frist bis auf drei Kalendertage abgekürzt werden oder die Einberufung auch telegrafisch, per Telex, mündlich oder fernmündlich erfolgen. Mit der Einberufung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen. Beschlussanträge sind so rechtzeitig und in einer Form zu übersenden, dass eine schriftliche Stimmabgabe möglich ist. 
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(7) Beschlüsse des Aufsichtsrats werden in der Regel in Sitzungen gefasst. Auf Anordnung des Vorsitzenden können Beschlüsse auch außerhalb von Sitzungen schriftlich, telegrafisch, fernschriftlich (per Telex oder Telefax), per E-Mail, Videokonferenz oder fernmündlich — auch in kombinierter Form — gefasst werden. 

(8) Beschlüsse des Aufsichtsrats bedürfen der einfachen Mehrheit der abgegebenen Stinunen, soweit nicht gesetzlich oder durch diese Satzung etwas anderes bestimmt ist; dies gilt auch für Wahlen. Stimmenthaltungen gelten dabei nicht als abgegebene Stimmen. 

(9) Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen und Ergänzungen der Satzung, die nur die Fassung betreffen, zu beschließen. 

§ 7 Hauptversammlung 

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellschaft an einem Ort im 
Umkreis von 50 km um den Sitz der Gesellschaft oder an einem 
deutschen Börsenplatz statt. 

Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts und der sonstigen Rechte sind die Aktionäre zugelassen, die am Tage der Hauptversammlung im Aktienregister der Gesellschaft eingetragen sind und sich gemäß den nachfolgenden Regelungen rechtzeitig angemeldet haben Aktionäre, die an der Hauptversammlung teilnehmen oder das Stilunrecht ausüben wollen, müssen sich vor der Versammlung bei der Gesellschaft atüneiden. Die Anmeldung muss der Gesellschaft unter der in der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse in deutscher oder in englischer Sprache in Textform oder in einer gegebenenfalls in der Einberufung näher zu bestimmenden anderen 

(2) 



(5) 
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(gegebenenfalls auch elektronischen) Form mindestens sechs Tage vor der Versammlung zugehen; der Tag des Zugangs ist nicht mitzurechnen. In der Einberufung kann eine kürzere, in Tagen zu bemessende Frist vorgesehen werden. Die Einzelheiten über die Anmeldung sind in der Einberufung mitzuteilen. 

Den Vorsitz in der Hauptversammlung führt der Vorsitzende des Aufsichtsrats oder, falls dieser verhindert ist, der stellvertretende Vorsitzende. Ist auch der stellvertretende Vorsitzende verhindert, so führt den Vorsitz in der Hauptversammlung dasjenige Aufsichtsratsmitglied, welches hierfür durch den Vorsitzenden des Aufsichtsrats oder im Falle seiner Verhinderung durch den stellvertretenden Vorsitzenden bestimmt worden ist. Für den Fall, dass kein Mitglied des Aufsichtsrats den Vorsitz der Hauptversammlung übernimmt wird der Vorsitzende der Hauptversammlung durch die Hauptversammlung gewählt. 

(4) Der Vorsitzende der Hauptversammlung leitet die Versammlung, bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung behandelt werden, sowie die Art, Form und Reihenfolge der Abstimmungen. Er kann auch festlegen, dass mehrere Abstimmungen in einem Sammelgang zusammengefasst werden oder dass das Ergebnis der Abstimmungen im Subtraktionsverfahren durch Abzug der Ja- oder Nein-Stitrunen und der Stimmenthaltungen von den den Stimmberechtigten insgesamt zustehenden Stimmen ermittelt wird. 

Der Vorsitzende der Hauptversammlung kann das Frage- und Rederecht der Aktionäre zeitlich angemessen beschränken. Er ist insbesondere berechtigt, zu Beginn der Hauptversammlung oder während ihres Ablaufs einen zeitlich angemessenen Rahmen für den ganzen Hauptversammlungsverlauf, für den einzelnen Tagesordnungspunkt oder für den einzelnen Redner zu setzen. 

Jede Stückaktie gewährt in der Hauptversammlung eine Stimme. Die Beschlüsse der Hauptveisanunlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, soweit eine Kapitalmehrheit erforderlich ist, mit einfacher Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen Grundkapitals gefasst, falls nicht das Gesetz oder diese Satzung zwingend etwas anderes vorschreiben; das Erfordernis der einfachen Mehrheit gilt auch - soweit gesetzlich zulässig - für Satzungsänderungen und Kapitalmaßnahmen. Im Falle der Stirrunengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein Antrag oder Beschlussvorschlag als abgelehnt. Sofern bei einer Wahl, die im Wege der Einzelwahl zwischen mehreren Personen durchgeführt wird, im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht wird, findet eine Stichwahl zwischen den Personen statt, die die beiden höchsten Stimmenzahlen erhalten haben. Bei 

(3) 
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gleicher Stirnmenzahl im zweiten Wahlgang entscheidet das durch den Vorsitzenden der Hauptversammlung zu ziehende Los. 

Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. In der Einberufung der Hauptversammlung kann Abweichendes bestimmt werden. § 135 AktG bleibt unberührt. Die Einzelheiten für die Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und ihren Nachweis gegenüber der Gesellschaft werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekanntgemacht. Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 

Der Vorstand oder der Versammlungsleiter ist ermächtigt, die vollständige oder teilweise Bild- und Tonübertragung der Hauptversammlung in einer von ihm näher zu bestimmenden Weise zuzulassen. Die Übertragung kann auch in einer Form erfolgen, zu der die Öffentlichkeit uneingeschränkten Zugang hat. 

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer Kommunikation ausüben können. Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Teilnahme und der Rechtsausübung nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

Der Vorstand ist ermächtigt vorzusehen, dass Aktionäre ihre Stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzunehmen, schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abgeben dürfen (Briefwahl). Der Vorstand ist auch ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang und zum Verfahren der Briefwahl nach Satz 1 zu treffen. Diese werden mit der Einberufung der Hauptversammlung bekannt gemacht. 

8 Gewinnverwendung 

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, so können sie einen Teil des Jahresüberschusses, höchstens jedoch die Hälfte, in andere Gewinnrücklagen einstellen. Sie sind darüber hinaus ermächtigt, weitere Beträge bis zu 100 % des Jahresüberschusses in andere Gewinnrücklagen einzustellen, solange und soweit die anderen Gewinnhicklagen die Hälfte des Grundkapitals nicht übersteigen und auch nach der Einstellung nicht übersteigen würden. Bei der Errechnung des in andere Gewinnrücklagen einzustellenden Teils des Jahresüberschusses sind Beträge, die in 

(6) 

(7) 

(8) 
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die gesetzliche Rücklage einzustellen sind, und ein Verlustvortrag vorab vom Jahresüberschuss abzuziehen. 

9 Bekanntmachungen der Gesellschaft 

Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im Bundesanzeiger. 

§ 10 Gründungskosten 

Die Gründungskosten der Gesellschaft trägt die FORATIS AG. 

§ 11 Informationsübermittlung 

Informationen an Aktionäre können auch mittels elektronischer Medien übermittelt werden. 



Dr. Stefan Fellmeth 

Notar 

Notare Seeler & Dr. Fellmeth 

Q 7, 23, 68161 Mannheim 

Satzungsbescheinigung nach § 181 Abs. 1 Satz 2 AktG 

Ich bescheinige hiermit, dass die geänderten Bestimmungen der nachstehenden Sat-
zung der Deutsche Rohstoff AG mit Sitz in Mannheim — Amtsgericht Mannheim HRB 
702881 - mit dem Beschluss des Aufsichtsrats der Gesellschaft über die Satzungs-
änderung vom 02.08.2019 — auf der Grundlage der Ermächtigung im Beschluss der 
Hauptversammlung vom 10.07.2018 in meiner Urkunde - vom 10.07.2018 - URNr. 
1160/18 F - und die unveränderten Bestimmungen mit dem zuletzt zum Handelsre-
gister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung übereinstimmen. 

Mannheim, den 08. August 2019 

18f11 60e 
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